
BBU: Entscheidung des Deutschen Bundestages für Fracking verlagert die Auseinandersetzung in 
die betroffenen Regionen 
 
(Bonn, Berlin, 24.06.2016) Als fatalen Schritt in die falsche Richtung hat der 
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) die heutige 
Verabschiedung eines Fracking-Erlaubnis-Rechts durch den Deutschen Bundestag 
bezeichnet. Danach kann Fracking zur Aufsuchung und Gewinnung von Gas, das in 
bestimmten Gesteinsformationen, sogenannten Tight-Gas-Reservoirs, vorliegt, in 
jeder Tiefe stattfinden. Die betroffenen Regionen werden damit den Fracking-
Gefahren wie Grundwasserkontaminationen, Erdbeben oder einer Zerstörung von 
Natur und Landschaft ausgesetzt. Der BBU betont, dass die Auseinandersetzung um 
Fracking damit jedoch nicht beendet ist, sondern in eine neue Phase eintritt. Die 
Auseinandersetzung wird jetzt bei jedem konkreten Fracking-Vorhaben vor Ort 
erfolgen. 
 
Oliver Kalusch, Mitglied des geschäftsführenden Vorstands des BBU erklärt hierzu: “Die 
Fracking-Debatte im Deutschen Bundestag war eine erschreckende Darstellung der 
Selbstgerechtigkeit der Großen Koalition. Statt Fracking ausnahmslos zu verbieten, 
klopften sich die Rednerinnen und Redner von SPD und CDU/CSU selbst auf die Schulter. 
Doch dafür gibt es keinen Grund. Da die Große Koalition Tight-Gas-Fracking nun auf eine 
rechtssichere Basis gestellt hat, wird eine gigantische Fracking-Welle über Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Teile weiterer Bundesländer hereinbrechen. Statt Umwelt- und 
Gesundheitsschäden durch ein ausnahmsloses Fracking-Verbot auszuschließen, haben 
sich die Parlamentarier der Großen Koalition zu Erfüllungsgehilfen der Gasindustrie 
gemacht. Damit verlagert sich die Auseinandersetzung jetzt in die Regionen und 
Kommunen, in denen konkrete Fracking-Projekte realisiert werden sollen. Der Kampf 
gegen Tight-Gas-Fracking wird nun in Genehmigungsverfahren, Erörterungsterminen 
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sowie bei Bürgerversammlungen und Demonstrationen stattfinden. Und die Bürger vor Ort 
werden sich gut überlegen, ob sie Parteien wählen, die Fracking zugelassen haben.“ 
 
Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz wird sich weiter gegen Fracking 
engagieren und die Änderung des Bundesberggesetzes verlangen, in das ein Paragraf mit 
einem ausnahmslosen Fracking-Verbot aufgenommen werden muss. Den Widerstand 
gegen Fracking vor Ort wird der BBU aktiv unterstützen. 
Engagement unterstützen 
Zur Finanzierung seines vielfältigen Engagements bittet der BBU um Spenden aus den 
Reihen der Bevölkerung. Spendenkonto: BBU, Sparkasse Bonn, IBAN: 
DE62370501980019002666, SWIFT-BIC: COLSDE33).  
Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet unter 
www.bbu-online.de; telefonisch unter 0228-214032. Die Facebook-Adresse lautet 
www.facebook.com/BBU72. Postanschrift: BBU, Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn.  
 
Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände und 
Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn. Weitere 
Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem 
BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu 
verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche 
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche 
CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen. 


